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Abschlüsse und Steuererklärungen 2012 – teil 2: 
Highlights bei den privaten Steuererklärungen
von�stbin�dipl.-Fwin�(FH)�Jutta�liess,�traunreut

|� auch�wenn�es�nicht�zu�einer�„großen“�steuerreform�durch�den�Gesetzgeber�
gereicht�hat,�gilt�es�auch�in�diesem�Jahr�wieder,�bei�der�erstellung�der�einkom-
mensteuererklärung�für�2012�viele�„kleine“�urteile�und�erlasse�im�blick�zu�ha-
ben.�Was�sich�bei�den�abschlüssen�und�steuererklärungen�im�betrieblichen�be-
reich�geändert�hat,�haben�wir�bereits�in�der�letzten�ausgabe�dargestellt�(Gstb�13,�
120�ff.).�dieser�beitrag�stellt�die�wichtigsten�neuerungen�vor,�die�sie�bei�der�be-
arbeitung�der�privaten�steuererklärungen�beachten�sollten.�Zwei�praxiserprobte�
Checklisten�helfen�Ihnen�dabei,�nichts�Wesentliches�zu�vergessen.� |

1. Abgabeform 
das�elektronische�Zeitalter�macht�auch�vor�den�privaten�steuererklärungen�
nicht�halt.�diese�müssen�bereits�seit�2011�elektronisch�eingereicht�werden,�
wenn� darin� Gewinneinkünfte� über� 410� eur� deklariert� werden� (§� 25� abs.� 4�
estG).�betroffen�sind�davon�auch�reine�beteiligungseinkünfte�oder�z.b.�ein-
künfte� aus� einer� Fotovoltaikanlage.� sind� in� Gewinneinkünften� einnahmen�
über�17.500�eur�enthalten,�ist�der�elektronischen�Übermittlung�auch�die�an-
lage�eÜr�zwingend�beizufügen�(§�60�abs.�4�estdV,�bFH�16.11.11,�X�r�18/09).�

Hinweis 1 |� eine� Übersicht� über� die� mit� der� einkommentsteuererklärung�
einzureichenden�belege� findet�man�auf�der� Internetseite� „elsterFormular“�
am� ende� der� seite� unter� dem� link� elster.de/elfo_home.php.� In� jedem� Fall�
ergeht�auch�bei�nutzung�der�elektronischen�rückübertragung�der�bescheid-
daten�ein�Papierbescheid.

Hinweis 2 |� eine� authentifizierte� Übermittlung� ist� für� private� steuererklä-
rungen� nicht� Pflicht,� es� kann� auch� ein� komprimierter� Papierausdruck� mit�
unterschrift�hinterher�geschickt�werden.�

PrAxiSHinweiS |�beim�authentifizierungsverfahren�besteht�für�steuerberater�
eine�erhöhte�strafrechtliche�Gefahr�des�Verdachts�einer�Mittäterschaft.�deshalb�
sollte� die� inhaltliche� Verantwortlichkeit� des� Mandanten� zweifelsfrei� dokumen-
tiert�werden.�eine�Freigabe�vor�der�datenübermittlung�ist�zwar�nicht�nötig,�aller-
dings�ist�eine�bestätigung�über�die�Überprüfung�und�Freigabe�der�angaben�durch�
den�Mandanten�zu�den�akten�zu�nehmen.�dazu�reicht�bereits�eine�email-bestäti-
gung� durch� den� Mandanten,� in� der� Praxis� wird� allerdings� meistens� die� unter-
schrift�auf�den�ausgedruckten�Formalen�eingeholt.

Zur� berichtigungsmöglichkeit� von� elektronisch� übermittelten� erklärungen�
bzw.�darauf�basierenden�steuerbescheiden�aufgrund�neuer�tatsachen�sind�
verschiedene�Verfahren�vor�dem�bFH�anhängig�(VI�r�5/11,�VI�r�9/12,�X�r�8/11,�
III�r�12/12).�knackpunkt�ist�die�Frage�nach�einem�groben�Verschulden�bei�ver-
gessenen�bzw.�übersehenen�angaben.
�
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2. Abgabefrist
Für�berater�gilt�allgemein�eine�abgabefrist�bis�zum�31.12.,�falls�das�Finanz-
amt�nicht�von�der�Möglichkeit�einer�vorzeitigen�erklärungsanforderung�Ge-
brauch� macht,� was� insbesondere� bei� vorjährigen� Verspätungen,� bei� hohen�
nachzahlungen,�in�Verlustfällen�oder�bei�mangelnder�arbeitsbelastung�des�
Finanzamts�zulässig�ist.�eine�Fristverlängerung�über�das�Jahresende�hinaus�
wird�in�der�regel�nur�bis�zum�28.2.�gewährt�(ländererlasse�v.�2.1.13�–�s�0320).�

bei�der�Frage,�wie�lange�eine�steuerfestsetzung�überhaupt�erfolgen�kann,�ist�
zwischen�Pflicht-�und�antragsveranlagung�zu�unterscheiden:

◼◼ wann greift die Pflichtveranlagung?

◼� bei�Personen�ohne�lohneinkünfte�mit�Gesamtbetrag�der�einkünfte�über�8.004�
eur�bzw.�16.009�eur�bei�Zusammenveranlagung�(Zus.Vlg.)

◼� bei�Personen�mit�lohneinkünften,�wenn�folgende�kriterien�erfüllt�sind�(§�46�estG)
◼▪ andere�einkünfte�>�410�eur�(zum�abzug�eines�privaten�Veräußerungsver-

lustes�anhängig�beim�bFH�VI�r�22/11)
◼▪ Progressionseinkünfte�>�410�eur
◼▪ gleichzeitig�mehrere�arbeitgeber
◼▪ lohnsteuerbescheinigung�„s“
◼▪ Freibetrag� auf� lst-karte� und� lohn� >� 10.200� /� 19.400� eur� (bei� Zus.Vlg.)�

�(ausgenommen�Freibetrag�für�behinderte�oder�Hinterbliebene)��
◼▪ besondere�aufteilung�kinderbezogener�Vergünstigungen�getrennter�eltern
◼▪ Zusammenveranlagte�ehegatten�mit�steuerklassen�V,�VI�oder�IV�mit�Faktor
◼▪ eheauflösung�und�neue�ehe�im�gleichen�Jahr
◼▪ Getrennte�oder�besondere�Veranlagung

◼� bei�Personen�mit�abgeltungsbesteuerten�kapitaleinkünften,�wenn
◼▪ zu�hoher�Freistellungsauftrag,�unberechtigte�nV-bescheinigung
◼▪ kein�kirchensteuerabzug�und�erträge�>�801�/�1.602�eur�(Zus.Vlg.)�

Hinweis:�automatisiertes�Verfahren�erst�ab�2014�
◼▪ abgeltungsteuerpflichtige� einnahmen� ohne� steuereinbehalt� (z.b.� aus�

�privaten� darlehen,� auslandskonten,� Verkauf� nicht� börsennotierter� aktien�
oder�unwesentlicher�GmbH-beteiligungen,�steuererstattungszinsen)

◼▪ nicht�der�abgeltungsteuer�unterliegende�kapitaleinnahmen�(z.b.�betriebs-
vermögen,� stille� beteiligung,� partiarisches� darlehen,� kapitalforderungen�
nahestehender�Personen,�an�zu�mind.�10�%�beteiligte�Gesellschafter�oder�
bei�back-to-back-Finanzierungen)

Beachten Sie |� bei� derartigen� Fällen� einer� Pflichtveranlagung� beträgt� die�
Festsetzungsfrist�vier�Jahre�(§�169�abs.�2�nr.�2�aO),�kann�sich�aber�durch�eine�
spätere� erklärungsabgabe� –� maximal� um� drei� Jahre� –� verlängern� (§� 170�
abs. 2�nr.�1�aO).�Für�die�antragsveranlagung�gewährt�die�Finanzverwaltung�
derzeit�keine�anlaufhemmung�(OFd�Münster�27.11.12,�kurzinfo�est�1/2007�mit�
rechtsprechungshinweisen),�auch�der�bFH�hat�diese�auffassung�aktuell�be-
kräftigt�(bFH�18.10.12,�VI�r�16/11).�Wird�ohne�aufforderung�eine�erklärung�ein-
gereicht,�die�sich�als�Pflichtveranlagung�entpuppt,�gilt�die�anlaufhemmung�
ebenfalls�nicht� (bFH�28.3.12,�VI�r�68/10).�damit� lässt�die�Finanzverwaltung�
antragsveranlagungen�nur�für�längstens�vier�Jahre�zu�(§�169�abs.�2�nr.�2�aO),�
für�2012�also�bis�ende�2016.�
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PrAxiSHinweiS |�bis�dahin�könnte�sich�die�rechtslage�noch�ändern,�da�sich�
das�bundesverfassungsgericht�mit�der�Frage�der�anlaufhemmung�bei�der�an-
tragsveranlagung�auseinandersetzt�(1�bvr�924/12).

3. veranlagungsart bei ehegatten
letztmals�ist�für�2012�außer�der�Zusammenveranlagung�die�getrennte�Veran-
lagung�wählbar,�ab�2013�wird�sie�von�der�Möglichkeit�auf�zwei�einzelveranla-
gungen�abgelöst�(§§�26,�26a,�26b,�52�abs.�68�s.�1�estG).�unverändert�bleiben�die�
Voraussetzungen�für�das�ehegattenwahlrecht�(beide�zumindest�teilweise�un-
beschränkt�steuerpflichtig�und�nicht�dauernd�getrennt�lebend)�sowie�die�an-
nahme�der�Zusammenveranlagung,�wenn�nicht�mindestens�ein�ehegatte�die�
getrennte�bzw.�einzelveranlagung�beantragt.�Große�unterschiede�ergeben�sich�
nicht,�da�entgegen�ursprünglicher�Pläne�sonderausgaben�und�außergewöhnli-
che�belastungen�nach�wie�vor�je�zur�Hälfte�zugeordnet�werden�können�bzw.�auf�
antrag� der� tatsächlich� zahlende� ehegatte� den� steuerabzug� erhält.� unter-
schiedlich�wirkt�sich�die�berechnung�der�zumutbaren�eigenbelastung�aus,�die�
bei�der�getrennten�Veranlagung�nach�dem�gemeinsamen�einkommen�bemes-
sen�wird,�bei�der�einzelveranlagung�nur�nach�dem�eigenen�einkommen.�

GeStAltunGSHinweiS |� Ob� sich� die� getrennte� Veranlagung� für� 2012� noch�
lohnt,�ermitteln�die�einschlägigen�steuerberechnungsprogramme� in�der�regel�
automatisch.�Vorteilhaft�ist�sie�insbesondere,�wenn�ein�ehegatte�erhebliche�steu-
erfreie� bzw.� begünstigt� zu� besteuernde� einkünfte� oder� Verluste� erzielt,� oder�
wenn�zwei�arbeitnehmer-ehegatten� jeweils�nebeneinkünfte�von�höchstens�410�
eur�und�sonst�in�etwa�gleich�hohen�arbeitslohn�beziehen�(bei�Zusammenveran-
lagung�entfällt�der�Härteausgleich�nach�§ 46�abs.�3�estG).�selbst�wenn�die�ge-
trennte�Veranlagung�einem�ehegatten�eine�erstattung�beschert�und�beim�ande-
ren�eine�nachzahlung�nicht�mehr�eingetrieben�werden�kann,�ist�das�Wahlrecht�
kein�Gestaltungsmissbrauch�(bFH�30.8.12,�III�r�40/10).

4. Steuerliche Berücksichtigung von Kindern
bei�der�berücksichtigung�von�kindern�gibt�es�drei�wesentliche�neuerungen:

◼� Für�volljährige,�unter�25�Jahre�alte�kinder�in�berufsausbildung�gibt�es�seit�
2012�das�kindergeld�bzw.�den�kinderfreibetrag�unabhängig�von�der�Höhe�
ihrer�einkünfte�und�bezüge�(neufassung�§�32�abs.�4�s.�2,�3�estG).�dafür�hat�
die�unterscheidung� in�erst-�und�Folgeausbildung�an�bedeutung�gewon-
nen:�erst�nach�abschluss�einer�erstausbildung�sind�die�Vergünstigungen�
für�eine�weitere�ausbildung�bzw.�eines�studiums�davon�abhängig,�dass�das�
kind� keiner� erwerbstätigkeit� nachgeht.� Maßgebliches� kriterium� ist� hier�
die�arbeitszeit,�diese�darf�20-stunden�pro�Woche�nicht�überschreiten,�es�
sei�denn,�es�handelt�sich�um�ein�ausbildungsdienstverhältnis�oder�ein�ge-
ringfügiges�beschäftigungsverhältnis�(details�siehe�bMF�7.12.11,�IV�C�4�–�s�
2282/07/0001-01).�
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◼� der� kinderfreibetrag� kann� neuerdings� auch� dann� auf� einen� getrennt� le-
benden� elternteil� übertragen� werden,� wenn� der� andere� mangels� leis-
tungsfähigkeit�gar�nicht�unterhaltspflichtig�ist,�also�nicht�nur,�wenn�er�sei-
ne�unterhaltspflicht�nicht�erfüllt�(§�32�abs.�6�s.�6�estG).�damit�wird�sicher-
gestellt,� dass� der� elternteil,� der� den� unterhalt� alleine� bewerkstelligen�
muss,�voll�entlastet�wird.�der�Freibetrag�für�den�betreuungs-,�erziehungs-�
oder� ausbildungsbedarf� kann� hingegen� nicht� mehr� übertragen� werden,�
wenn�der�elternteil,�bei�dem�das�kind�nicht�gemeldet� ist,�kinderbetreu-
ungskosten�trägt�oder�das�kind�regelmäßig�mit�betreut�(§�32�abs.�6�s.�9�
estG).�allein�der�antrag�des�elternteils,�bei�dem�das�kind�gemeldet� ist,�
reicht�damit�nicht�mehr.�

◼� komplett�neu�wurde�der�abzug�von�kinderbetreuungskosten�geregelt:�seit�
2012�sind�sie�–�in�der�Höhe�unverändert�mit�zwei�dritteln�der�aufwendungen�
bis�zu�4.000�eur�pro�kind�–�einheitlich�nur�noch�als�sonderausgabe�abzieh-
bar�(§�10�abs.�1�nr.�5�estG,�streichung�§�9c�estG).�dafür�gibt�es�den�abzug�für�
kinder�unter�14�Jahren�nun�unabhängig�davon,�ob�die�eltern�erwerbstätig,�in�
ausbildung�oder�krank�sind.�da�die�kosten�nicht�mehr�direkt�das�erwerbs-
einkommen�mindern,�wirkt�sich�der�abzug�nicht�mehr�mindernd�auf�die�Ge-
werbesteuer�aus,�zudem�verpufft�ein�bisher�möglicher�Verlustabzug.�

PrAxiSHinweiS |�die�einstufung�als�sonderausgaben�wirkt�sich�aber�auf�au-
ßersteuerliche�Gebühren,�die�an�das�einkommen�der�eltern�anknüpfen,�nicht�ne-
gativ� aus,� da� hier� die� kinderbetreuungskosten� dennoch� abzuziehen� sind� (§� 2�
abs. 5a�s.�2�estG).�demnach�entstehen�zum�beispiel�keine�höheren�kindergar-
tengebühren�und�keine�höheren�beiträge�zur�gesetzlichen�krankenversicherung�
freiwillig�Versicherter.�allerdings�sollte�der�tatsächliche�abzug�der�kinderbetreu-
ungskosten�hier�explizit�geprüft�werden.

besondere�bedeutung�hat�die�aufteilung�der�kinderbetreuungskosten�auf�die�
elternteile�erhalten:�bei�der�getrennten�Veranlagung�sind�grundsätzlich�die�
jeweils� getragenen� aufwendungen� abziehbar,� begrenzt� auf� den� hälftigen�
Höchstbetrag.� Möglich� ist� auch� ein� übereinstimmender� antrag� auf� jeweils�
hälftigen�abzug.�Hat�ein�ehegatte�über�seinen�Höchstbetrag�hinausgehende�
aufwendungen�getragen,�ist�auch�eine�abweichende�aufteilung�möglich�(bMF�
14.3.12,� IV� C� 4� –� s� 2221/07/0012:012,� rn.� 26).� bei� nicht� (mehr)� verheirateten�
oder� dauernd� getrennt� lebenden� eltern� ist� grundsätzlich� der� zahlende� el-
ternteil�abzugsberechtigt,�wobei�hier�auch�die�Haushaltszugehörigkeit�ver-
langt�wird.�nur�der�abzugshöchstbetrag�kann�einvernehmlich�anders�aufge-
teilt�werden,�keine�(anteiligen)�kosten�können�hingegen�von�dem�elternteil�
abgezogen�werden,�der�weder�den�betreuungsvertrag�abgeschlossen�noch�
die�aufwendungen�getragen�hat�(bMF�14.3.12,�rn.�28,�29).�

◼◼ Beispiel

Im�Jahr�2012�sind�den�Meiers�insgesamt�1.500�eur�an�abziehbaren�kindergarten-
kosten�(ohne�essensgeld�und�ohne�Materialaufwand)�für�ihre�tochter�sowie�3.500�
eur� für� die� nachmittagsbetreuung� ihrer� schulpflichtigen� Zwillingssöhne� ent-
standen,�die�Herr�Meier�bezahlt�hat.�
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bei� der� Zusammenveranlagung� werden� vom� Gesamtaufwand� in� Höhe� von�
5.000 eur�zwei�drittel,�damit�3.333�eur,�als�sonderausgaben�abgezogen,�unab-
hängig�davon,�wer�die�kosten�getragen�hat�und�auf�wen�der�Vertrag�läuft.�bei�der�
getrennten�Veranlagung�kann�grundsätzlich�Herr�Meier�die�zwei�drittel�seiner�auf-
wendungen,�also�3.333�eur,�absetzen.�da�er�unter�dem�hälftigen�Höchstbetrag�für�
drei�kinder�in�Höhe�von�6.000�eur�liegt,�ist�eine�andere�aufteilung�nicht�nötig,�um�
den�Maximalabzug�auszuschöpfen.�allerdings�können�die�Meiers�dennoch�überein-
stimmend�beantragen,�dass�jeweils�die�Hälfte,�also�1.666�eur,�bei�ihrer�getrennten�
Veranlagung�abgezogen�werden,�auch�wenn�Frau�Meier�nichts�gezahlt�hat.

5. Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen
Für�2012�ist�insbesondere�auf�folgende�neuerungen�hinzuweisen:

◼� erstattete�Versicherungs-�oder�kirchensteuerzahlungen�sind�grundsätzlich�
im�erstattungsjahr�abzuziehen�(§�10�abs.�4b�s.�2�estG).�Während�ein�erstat-
tungsüberhang�bisher�zu�einer�änderung�der�steuerfestsetzung�im�Jahr�des�
sonderausgabenabzugs�geführt�hatte�(bFH�19.1.10,�X�b�32/09),�ist�der�Über-
hang�bei�der�Veranlagung�2012�erstmals�dem�Gesamtbetrag�der�einkünfte�
im�erstattungsjahr�hinzuzurechnen�(§�10�abs. 4b�s.�3�estG).�

◼� Zur�Frage�der�rechtmäßigkeit�des�abzugs�einer�einkommensabhängigen�
eigenbelastung� von� außergewöhnlichen� belastungen� wie� insbesondere�
krankheitskosten� sind� verschiedene� Gerichtsverfahren� anhängig.� ent-
sprechende�bescheide�mit�einer�kürzung�um�die�zumutbare�eigenbelas-
tung�sollten�deshalb�offen�gehalten�werden�(gleichlautende�ländererlasse�
vom�14.12.12,�akt.�kurzinfo�Verfahrensrecht�4/2011).�

◼� erstmals�in�2012�sind�bei�der�ermittlung�der�zumutbaren�eigenbelastung�
abgeltungsbesteuerte� kapitalerträge� nicht� mehr� zu� berücksichtigten�
(streichung�§�2�abs.�5b�satz�2�estG).�auch�bei�der�berechnung�des�spen-
denhöchstbetrages�bleiben�sie�außen�vor.�

◼� Zur�berücksichtigung�von�krankheitskosten�als�außergewöhnliche�belas-
tung�muss�nun�in�vielen�Fällen�ein�rechtzeitiges�attest�vom�amtsarzt�oder�
Medizinischen�dienst�vorgelegt��werden�(§�64�estdV).�

◼� berufsausbildungskosten�für�eine�erstmalige�ausbildung�oder�ein�erststu-
dium�sind�vom�oft�günstigeren�betriebsausgaben-�und�Werbungskosten-
abzug�ausgeschlossen,�sofern�sie�nicht� im�rahmen�eines�dienstverhält-
nisses�stattfinden�(§§�4�abs.�9,�9�abs.�6�estG).�alle�erstmaligen�studien-�
oder�ausbildungskosten�sind�demnach�nur�als�sonderausgaben�abziehbar,�
allerdings�in�2012�erstmals�bis�zu�6.000�statt�bisher�4.000�eur�(§�10�abs.�1�
nr.� 7� estG).� Gegen� diese� „bildungsfeindliche“� Gesetzeslage,� die� diverse�
ausbildungsfreundliche�bFH-urteile�aus�dem�Jahr�2011�rückwirkend�aus-
hebelte,�sind�zahlreiche�neue�Verfahren�anhängig�(bFH�VI�r�61/11,�VI�r�2/12,�
VO�r�6/12,�VI�r�8/12�und�aktuell�VI�r�2/13).�Insofern�sollte�für�alle�ausbil-
dungs-�und�studienkosten�der�Werbungskostenabzug�beantragt�und�ge-
gen�ablehnende�bescheide�einspruch�eingelegt�werden.�
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PrAxiSHinweiS |�Fahrtkosten�zu�bildungseinrichtungen�–�die�nicht�als�regel-
mäßige�„arbeitsstätte“�zu�werten�sind�–�sind�nicht�nur�pro�entfernungskilometer,�
sondern�für�jeden�gefahrenen�kilometer�absetzbar�(bFH�18.9.12,�VI�r�65/11;�bFH�
22.11.12,�III�r�64/11).�unterkunftskosten�am�studien-�oder�ausbildungsort�können�
geltend�gemacht�werden,�wenn�die�auswärtige�unterbringung�nicht�den�lebens-
mittelpunkt�darstellt�(bFH�19.9.12,�VI�r�78/10).�

6. Steuerermäßigung für haushaltsnahe leistungen
die�steuerermäßigung�nach�§�35a�estG�sollte�bei�der�einkommensteuerer-
klärung� bestmöglich� ausgeschöpft� werden.� aktuell� diskutiert� wurden� auf�
diesem�Gebiet�Gartenarbeiten.�Zum�einen�erhält�man�für�die�laufende�Gar-
tenpflege�20�%�der�Gärtnerkosten�über�den�abzug�als�haushaltsnahe�dienst-
leistung�im�sinne�des�§�35a�abs.�2�estG�zurück.�Zum�anderen�gibt�es�neuer-
dings�sogar� für�die� (selbst�erstmalige)�anlage�des�Gartens�die�zusätzliche�
20 %-ermäßigung�nach�§�35a�abs.�3�estG�für�haushaltsnahe�Handwerker-
leistungen�(bFH�13.7.11,�VI�r�61/10).�

PrAxiSHinweiS |�Grundsätzlich�sind�nur�leistungen�innerhalb�des�selbst�ge-
nutzten�Grundstücks�abziehbar.� In�der�steuererklärung�2012�sollten�aber�auch�
nachträgliche�erschließungsleistungen�außerhalb�der�Grundstücksgrenze�bean-
tragt�und�ein�ablehnender�bescheid�offen�gehalten�werden,�da�zu�dieser�Frage�
ein�Verfahren�anhängig�ist�(bFH�VI�r�56/12).�dienstleistungen�außerhalb�des�eige-
nen�Grundstücks�wie�zum�beispiel�straßen-�und�Gehwegreinigung�oder�Winter-
dienst�sind�laut�Finanzverwaltung�allerdings�nicht�begünstigt�(bMF�15.2.10,�IV�C�4�
–� s� 2296b/07/0003,� rz.� 12).� das� FG� berlin-brandenburg� (23.8.12,� 13� k� 13287/10,�
rev.�bFH:�VI�r�55/12)�hat�sich�hier�aber�entgegengesetzt�positioniert,�sodass�es�
sich�auch�hier�zu�kämpfen�lohnen�könnte�(ähnlich�steuerzahlerfreundlich�auch�
das�FG�berlin-brandenburg�15.8.12,�7�k�7310/10,�rev.�bFH:�VI�r�56/12).

7. werbungskosten bei Arbeitnehmern
arbeitnehmer�sollten�beim�abzug�berufsbezogener�aufwendungen� im�Ver-
anlagungsjahr�2012�folgende�vorteilhafte�änderungen�beachten:

◼� ein�aktuelles�bMF-schreiben� regelt�wichtige�details� im�Hinblick�auf�die�
Fahrtkosten�zwischen�Wohnung�und�arbeitsstätte�(bMF�3.1.13,� IV�C�5�–�s�
2351/09/10002).�darin�wird�u.a.�beschrieben,�dass�die�Vergleichsrechnung�
zwischen�entfernungspauschale�und�den�tatsächlichen�aufwendungen�für�
öffentliche�Verkehrsmittel�seit�2012�jahresbezogen�vorzunehmen�ist.�damit�
entfällt�die�tageweise�Prüfung,�inwieweit�bus-�und�bahnkosten�die�entfer-
nungspauschale� übersteigen.� außerdem� wird� auf� die� Voraussetzungen�
eingegangen,�unter�denen�als�maßgebliche�entfernung�zwischen�Wohnung�
und� arbeit� eine� weitere� als� die� kürzestete� straßenverbindung� angesetzt�
werden�darf�(bMF�3.1.13,�rz.�1.1�bis�1.4;�vgl.�auch�liess�in�Gstb�12,�160�ff.).

◼� da�es�nur�noch�eine�„regelmäßige�arbeitsstätte“�geben�kann,�sollten�Fahr-
ten�zu�unterschiedlichen�Filialen�mit�0,30�eur�pro�gefahrenem�kilometer�
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angesetzt�werden�(bFM�15.12.11,�IV�C�5��-�s�2353/11/10010).�bei�außendienst-
mitarbeitern�oder�betreuern�mehrerer�Filialen�sollte�genau�geprüft�und�
dargelegt�werden,�ob�eventuell�keiner�tätigkeitsstätte�der�Charakter�einer�
regelmäßigen� arbeitsstätte� zu� kommt� (OFd� rheinland� 29.3.12,� s� 2338� –�
1015�–�st�215;�bFH�15.1.13,�VI�b�123/12�-�betriebsprüfer;�bFH�28.3.12,�VI�r�
48/11�–�lkw-Fahrer;�bFH�13.6.12,�VI�r�47/11�–�bei�längerem�einsatz�im�kun-
denbetrieb;�anhängig�bFH�VI�r�43/12;�VI�r�51/12).�

Hinweis |� Ohne� oder� außerhalb� der� regelmäßigen� arbeitsstätte� kann� Ver-
pflegungsmehraufwand�abgesetzt�werden,�für�den�in�2012�noch�die�bisheri-
gen�Pauschalen�gelten�(§§�4�abs.�5�nr.�5,�9�abs.�5�estG).

◼� bei�nutzung�eines�Firmenwagens�muss�nur�dann�ein�geldwerter�Vorteil�in�
Höhe�von�monatlich�1�%�des�bruttolistenpreises�(bestätigt�durch�bFH�13.12.12,�
VI�r�51/11)�für�die�private�nutzung�versteuert�werden,�wenn�der�Wagen�auch�
tatsächlich�privat�und�nicht�nur�für�Fahrten�zwischen�Wohnung�und�arbeit�
genutzt�wird�(bFH�6.10.11,�VI�r�56/10).�Ist�die�lohnversteuerung�zu�unrecht�
erfolgt,�zum�beispiel�weil�die�private�nutzung�ausdrücklich�untersagt�war�
(dann� stellt� eine� dennoch� unternommene� Privatnutzung� keinen� lohnbe-
standteil� dar),� sollte� über� die� einkommensteuererklärung� eine� korrektur�
vorgenommen� werden.� Gleiches� gilt� für� nur� gelegentlich� unternommene�
Fahrten�zwischen�Wohnung�und�arbeit:�diese�können�statt�der�monatlichen�
0,03�%-besteuerung�einzeln�mit�0,002�%�pro�Fahrt�und�entfernungskilome-
ter�bewertet�werden�(bMF�1.4.11,�IV�C�5�–�s�2334/08/10010).�die�derzeit�gültige�
rechtslage,� dass� für� eine� wöchentliche� Familienheimfahrt� bei� doppelter�
Haushaltsführung�(die�nach�§ 8�abs.�2�s.�5�estG�steuerfrei�bleibt)�keine�Wer-
bungskosten� abgesetzt� werden� dürfen,� wird� derzeit� vom� bFH� überprüft�
(bFH�VI�r�33/11).�Insofern�sollte�die�Wochenheimfahrt�geltend�gemacht�und�
gegen�einen�ablehnungsbescheid�einspruch�eingelegt�werden.

◼� Im�rahmen�der�doppelten�Haushaltsführung�hat�der�bFH�in�2012�die�beruf-
liche�Veranlassung�(bFH�28.3.12,�VI�r�25/11)�sowie�das�Vorliegen�eines�eige-
nen� Hausstands� vereinfacht� (bFH� 28.3.12,� VI� r� 87/10;� bFH� 26.7.12,� VI� r�
10/12).�selbst�eine�140�km�von�der�arbeit�entfernte�Zweitwohnung�liegt�noch�
„am�beschäftigungsort“�(bFH�19.4.12,�VI�r�59/11).�

Hinweis |�ab�2014�soll� im�rahmen�der�reform�des�reisekostenrechts�der�
abziehbare�aufwand�unabhängig�von�der�Wohnungsgröße�(derzeit�maximal�
60�qm,�bFH�16.3.10,�VIII�r�48/07)�auf�1.000�eur�pro�Monat�begrenzt�werden.

◼� aufwendungen�für�ein�häusliches�arbeitszimmer�können�für�2012�auch�für�
eine�„arbeitsecke“�geltend�gemacht�werden,�sofern�sich�der�aufwand�klar�
trennen�lässt�(bFH�III�b�243/11;�anhängig:�bFH�X�r�32/11;�bFH�IX�r�23/12).�
den�Mittelpunkt�der�gesamten�beruflichen�und�betrieblichen�betätigung�
fasst�das�aktuelle�bFH-urteil�vom�14.12.12�(VI�b�134/12)�zusammen.�auch�
bei�Zweifeln,�ob�ein�arbeitszimmer�wegen�„außerhäuslichkeit“�nicht�den�
abzugsbeschränkungen� unterliegt,� hilft� der� bFH� aktuell� weiter� (bFH�
20.6.12,�IX r�56/10;�anhängig:�VIII�r�7/10).�derzeit�offen�ist�die�Frage,�ob�für�
ein�von�ehegatten�gemeinsam�genutztes�arbeitszimmer�der�Höchstbetrag�
von�1.250�eur�objekt-�oder�personenbezogen�gilt�(bFH�VI�r�53/12).��
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◼� aufwendungen�für�gemischt�veranlasste�reisen�ins�ausland,�die�aufgrund�
des�touristischen�Charakters�privat�mit�veranlasst�sind,�können�mit�dem�be-
ruflichen�anteil�abgezogen�werden,�sofern�dieser�nicht�nur�von�untergeord-
neter� bedeutung� ist� und� bestimmte� kriterien� im� Hinblick� auf� reisepro-
gramm,� teilnehmerkreis� und� Organisation� erfüllt� sind� (OFd� Frankfurt/M.�
13.4.12,�s�2227�a�–�3�–�st�217;�bFH�19.1.12,�VI�r�3/11).�aufteilungsmaßstab�kann�
entweder� der� Zeitanteil� oder� ein� anderer� Maßstab� sein.� Im� Zweifel� sollte�
man�einen�hälftigen�abzug�geltend�machen�(bFH�9.1.13,�VI�b�133/12).�Für�Ver-
pflegungsmehraufwendungen�sind�die�auslandspauschalen�für�2012�zu�be-
achten�(bMF�8.12.11,�IV�C�5�–�s�2353/08/10006:002).�

PrAxiSHinweiS |� erfreulich� ist� ein� urteil,� wonach� private� telefonkosten� mit�
angehörigen� und� Freunden� immer� dann� abgesetzt� werden� können,� wenn� man�
über�eine�Woche�auf�dienstreise�ist�(bFH�5.7.12,�VI�r�50/10).�

8. verbilligte vermietung
Inwieweit�bei�einer�im�Vergleich�zur�Ortsüblichkeit�reduzierten�Miete�die�mit�
der�Vermietung�in�Verbindung�stehenden�aufwendungen�von�der�steuer�ab-
gesetzt�werden�können,�hängt�von�der�relation�der�Miethöhen�ab.�ab�dem�
Veranlagungszeitraum� 2012� gibt� es� dabei� nur� noch� einen� Grenzwert� (§� 21�
abs.  2� estG):� bei� einer� tatsächlich� vereinbarten� Miete� unter� 66� %� sind� die�
Werbungskosten�nur�anteilig�abziehbar,�ab�66�%�der�ortsüblichen�Miete�gibt�
es�den�vollen�abzug,�und�zwar�ohne�die�bisher�–�bei�einer�Grenze�zwischen�56�
und�74�%�–�nötigen�Überschussprognose.�

GeStAltunGSHinweiS |�spätestens�im�rahmen�der�einkommensteuererklä-
rung�2012�sollte�die�Ortsüblichkeit�der�Miete�überprüft�werden,�am�besten�an-
hand�des�Mietspiegels.�Maßgeblich�ist�nicht�der�Mittelwert,�sondern�es�genügt�
der�untere�Wert�der�bandbreite�(OFd�rheinland�17.12.07,�kurzinfo�est�82/2007).�
Ohne�Mietspiegel�kann�mach�sich�auf�die�auskünfte�von�Mietervereinen�oder�Gut-
achterausschüssen� berufen.� Mangelt� es� auch� daran,� kann� man� sich� an� Ver-
gleichsmieten�von�mindestens�drei�ähnlichen�Wohnungen�in�der�umgebung�ori-
entieren.�Fällt�auf,�dass�die�Miete�zu�niedrig�ist,�ist�es�für�das�Jahr�2012�zu�spät,�
allerdings�sollte�für�die�Zukunft�über�eine�Mieterhöhung�zur�rettung�des�Wer-
bungskostenabzugs�nachgedacht�werden.

abschließend�sei�noch�auf�eine�erleichterung�bei�der�steueroptimalen�Finan-
zierungsgestaltung�zwischen�ehegatten�hingewiesen:�bei�gemeinsamer�Fi-
nanzierung�sind�auch�die�Zinsen�des�nichteigentümer-ehegatten�in�vollem�
umfang� abziehbar,� wenn� der� eigentümer-ehegatte� die� gesamtschuldneri-
sche�Mithaftung�übernommen�hat�(bFH�20.6.12,�IX�r�29/11�und�IX�r�30/11).�

↘↘ WeIterFÜHrender�HInWeIs

• Unter gstb.iww.de stehen in der Rubrik „Downloads“ zwei Checklisten zum kostenlosen 
Abruf für Sie bereit: Die Checkliste „Einkommensteuererklärung 2012“ und eine „Man-
danten-Checkliste zur Einkommensteuererklärung 2012“. Auch die bereits in der letzten 
Ausgabe besprochene Checkliste „Betriebliche Steuererklärungen“ finden Sie hier! 
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